
Wann redet das Kartellamt ein Wort mit?
Die Premium Food Group durfte die Vion-Schlachthöfe nicht kaufen, der ABP Food Group erteilten

die Kartellwächter grünes Licht. Wie eine solche Prüfung abläuft.

Von Alexandra Hartmann

Buchloe Das Ringen der Interessen-
ten am Buchloer Schlachthof ist
beendet: Die in Irland ansässige
ABP Food Group kommt zum Zug
und übernimmt den Betrieb von
Vion an der Rudolf-Diesel-Straße.
Dem Geschäft hat auch das Bun-
deskartellamt bereits grünes Licht
erteilt. Anders sah es bei der Pre-
mium Food Group aus. Dem Un-
ternehmen, das früher unter dem
Namen Tönnies firmierte und das
gesamte Deutschlandgeschäft von
Vion übernehmen wollte, erteilten
die Kartellwächter damals eine Ab-
sage. Wann ist die Zustimmung
des Kartellamts notwendig und
wie läuft der Prozess ab?

Warum prüft das Bundeskartellamt
Verkäufe von Unternehmen?
Das Bundeskartellamt ist eine
selbstständige Bundesoberbehör-

de im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Wirtschaft
und Energie. Wie das Kartellamt
mitteilt, können manche Zusam-
menschlüsse von Konzernen den
Wettbewerb beschränken. Wenn
etwa ein Unternehmen einen di-
rekten Wettbewerber übernimmt,
könne das dazu führen, dass es nur
noch wenige oder sogar nur noch
einen Anbieter gibt. „Die Beein-
trächtigung des Wettbewerbs
kann zu höheren Preisen, schlech-
terer Qualität und zu einem Rück-
gang der Innovationskraft führen,
da die Kunden nicht mehr genug
Alternativen haben, um auf andere
Anbieter ausweichen zu können“,
informieren die Kartellwächter.

Bei welchen Geschäften muss das
Bundeskartellamt entscheiden?
Nicht jede Fusion zwischen Unter-
nehmen muss der Behörde zur
Prüfung vorgelegt werden. Wie
das Kartellamt, dessen Sitz das

Bundesviertel in Bonn ist, mitteilt,
werden Zusammenschlüsse ab ei-
ner gewissen Größenordnung ge-
prüft, insofern sie Auswirkungen
auf den deutschen Markt haben.
Die Firmen müssen zusammen im
Vorjahr weltweit mehr als 500 Mil-
lionen Euro Umsatz erzielen. In-
nerhalb Deutschlands erwirtschaf-
tet mindestens eines der Unter-
nehmen mehr als 50 Millionen
Euro und ein anderes mindestens
17,5 Millionen Euro Umsatz.

Welche Kriterien prüft das Kartell-
amt?
Ein Zusammenschluss von Unter-
nehmen ist zu untersagen, „wenn
dadurch wirksamer Wettbewerb
erheblich behindert wird“. Das sei
beispielsweise der Fall, wenn ein
Wettbewerber durch die Fusion
eine marktbeherrschende Position
erlangt. Bei der Beurteilung der
Marktverhältnisse spielen nach
Auskunft des Kartellamts zahlrei-

che Faktoren eine Rolle – darunter
die Marktanteile der Unternehmen
und deren Wettbewerber, die Ver-
fügbarkeit von Ressourcen – wie
Patente, Produktionsstätten, Ver-
triebsnetze –, Marktzutritt für
neue Anbieter, Grenzen für die Ex-
pansion bereits auf dem Markt ak-
tiver Anbieter oder Wechselkosten
für die Kundschaft. Um das he-
rauszufinden, führen Mitarbeiter
des Kartellamts viele Gespräche
mit Marktteilnehmern, entwickeln
Fragebögen, werten interne Doku-
mente aus, erstellen Analysen,
greifen auf Studien zurück oder
nehmen Anlagen der Unterneh-
men in Augenschein.

Wie läuft die Prüfung ab?
Nach dem Eingang einer vollstän-
digen Anmeldung hat das Kartell-
amt einen Monat Zeit für eine Ein-
schätzung, ob das Vorhaben ge-
nauer untersucht werden muss
oder ob es freigegeben werden

kann – das ist die erste Phase. Der
Großteil der jährlich über 800 Fu-
sionskontrollverfahren kann laut
Kartellamt mit einer Freigabe in
der ersten Phase beendet werden.
Wird das Vorhaben als unbedenk-
lich eingestuft, erhalten die Unter-
nehmen ein formloses Schreiben.

Gibt es etwa Anhaltspunkte für
wettbewerbliche Probleme, wird
ein förmliches Hauptprüfverfah-
ren eingeleitet. Die sogenannte
zweite Phase könne bis zu fünf Mo-
nate dauern. Das Kartellamt hat
nach eigenen Angaben weitrei-
chende Ermittlungsbefugnisse,
um die Wettbewerbsbedingungen
zu durchleuchten: Die Behörde
kann Geschäftsdaten abfragen, or-
ganisiert Marktbefragungen und
tauscht sich mit Marktteilnehmern
aus. Nach Phase zwei erfolge stets
ein Beschluss: eine Untersagung
oder eine Freigabe. Letztere könne
mit Bedingungen und Auflagen
verbunden werden.

Dieses Schild prangt nicht mehr lange am Buchloer Schlachthof. Nach dem Ringen der Branchenriesen steht nun fest, dass die ABP Food Group den Standort übernimmt. Foto: David Young/dpa (Archivbild)

Auf dem Weg zum kommunalen Wärmeplan
In eineinhalb Jahren soll klar sein, wo Wärmenetze sinnvoll sind.

Ein Freiburger Unternehmen unterstützt die Stadt bei der Planung.

Von Karin Hehl

Buchloe Auch für die Stadt Buchloe
wird eine kommunale Wärmepla-
nung entwickelt. Darüber infor-
mierte Klimaschutzmanagerin An-
drea Ruprecht den neu zusammen-
gesetzten Umweltausschuss in
dessen erster Sitzung. „Das Thema
wird uns in den nächsten einein-
halb Jahren beschäftigen“, sagte
sie. Aktuell befinde man sich in der
Bestandsanalyse dieses „großen
und umfassenden Projekts“.

Die Stadt ist nach dem Wärme-
planungsgesetz (WPG) dazu ver-
pflichtet, eine entsprechende Pla-
nung auf den Weg zu bringen. Zu-
dem möchte die Stadt nach ihren
selbst gesteckten Klimazielen bis
2040 klimaneutral werden. „Wir
wollen den Anteil an erneuerbarer
Energie steigern und gleichzeitig
die Abhängigkeit von fossilen
Brennstoffen verringern“, machte
Ruprecht zum wiederholten Mal
deutlich.

„Wir bauen keine Wärmenetze“,
erklärte Bürgermeister Robert
Pöschl in der anschließenden Dis-
kussion. Die Stadt erstelle lediglich
einen Wärmeplan. Dieser soll den
Bürgern aufzeigen, wo Wärmenet-
ze entstehen können und wo nicht.
In das Projekt würden auch die
Versorger, etwa die Gasnetzbetrei-
ber, miteingebunden.

Bereits Anfang Juni startete
Buchloe gemeinsam mit dem Frei-
burger Unternehmen „Greenven-
tory“ in die kommunale Wärme-
planung. Anfangs werde die aktu-
elle Wärmeversorgung im gesam-
ten Stadtgebiet erfasst, heißt es
seitens des Unternehmens.

Antworten auf die Fragen, wer
womit heizt oder wer mit seiner
Abwärme welche Gegenden belie-
fern könnte, bilden dann die Basis
für eine lokale Potenzialanalyse
für erneuerbare Energien und Ab-
wärme.  Anschließend möchten
die Freiburger Wärmeplan-Exper-
ten Szenarien und Strategien zur
Realisierung einer fossilfreien

Wärmeversorgung der Zukunft
entwickeln.

Die Erstellung des kommunalen
Wärmeplans gliedert sich laut
Greenventory in einen sechsstufi-
gen Prozess:

• Eignungsprüfung Dabei handelt es
sich um eine erste Einschätzung,
welche Gebiete mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht für eine zen-
trale Versorgung (Wärmenetz) in-
frage kommen und im Wärmeplan

als dezentrale Versorgungsgebiete
dargestellt werden können.
• Bestandsanalyse Hier wird der ak-
tuelle Wärmeverbrauch und der
absehbare Bedarf in den verschie-
denen Stadt-Quartieren von Buch-
loe festgehalten.
• Potenzialanalyse Diese Fragen ste-
hen im Mittelpunkt: Was sind
mögliche Wärmequellen und Wär-
mespeicher? Wo eignet sich ein
Wärmenetz? Welche anderen Net-
ze müssen ausgebaut werden? Wo
lässt sich Energie einsparen?
• Entwicklung eines Zielszenarios
Wie sieht die Wärmeversorgung
für Buchloe in Zukunft aus? Auf
welche Schwerpunkte wird ge-
setzt?
• Umsetzungsstrategie festlegen
Welche Maßnahmen werden wann
und von wem in Angriff genom-
men?
• Beschluss An Ende steht in etwa
eineinhalb Jahren ein Beschluss
des Stadtrats, nachdem der fertige
Wärmeplan im Gremium präsen-
tiert worden ist.

Womit wird in Zukunft geheizt? Wie und von wem lässt sich die Energie am
besten erzeugen? Welche Quartiere können damit beliefert werden? Antwor-
ten auf Fragen wie diese soll auch in Buchloe ein kommunaler Wärmeplan lie-
fern. Foto: Jan Woitas/dpa

Buchloe

Autos stoßen auf
der A 96 zusammen
Sachschaden in Höhe von insge-
samt etwa 10.000 Euro ist bei ei-
nem Unfall am Montagmorgen auf
der A 96 bei Buchloe entstanden.
Wie die Polizei mitteilt, wechselte
gegen 7.50 Uhr ein 51-jähriger Au-
tofahrer vom rechten auf den lin-
ken Fahrstreifen, um einen Last-
wagen zu überholen. Dabei über-
sah er einen 38-jährigen vorfahrts-
berechtigten Autofahrer auf der
linken Spur. Es kam zu einem seit-
lichen Zusammenstoß, wodurch
der Pkw des 38-Jährigen gegen die
Mittelschutzplanke prallte. Die Be-
teiligten blieben unverletzt. (p)

Buchloe

Polizei ahndet Drogen-
und Alkoholfahrten
Wegen des Verdachts auf Drogen-
beziehungsweise Alkoholkonsum
haben Buchloer Polizeibeamte am
Montag drei Verkehrsteilnehmer
beanstandet. Am Vormittag wurde
ein 26-jähriger Autofahrer in der
Münchener Straße kontrolliert. Die
Beamten stellten drogentypische
Auffälligkeiten fest, weshalb eine
Blutentnahme angeordnet wurde.
Am Nachmittag kontrollierten die
Beamten an der Halde einen
48-jährigen E-Scooterfahrer, bei
dem ein Drogentest positiv auf
THC verlief. Auch er musste sich
einer Blutentnahme unterziehen.
In der Nacht wurde ein 46-jähriger
E-Scooterfahrer angehalten. Ein
Alkoholtest ergab einen Wert von
über 0,5 Promille. Gegen alle drei
Männer wurden Bußgeldverfahren
eingeleitet. (p)

Buchloe

87-Jähriger stürzt mit dem
Rad und verletzt sich leicht
Leichte Verletzungen hat sich am
Montag gegen Mittag ein 87-jähri-
ger Radfahrer in Buchloe zugezo-
gen. Wie die Polizei mitteilt, stürz-
te der Mann beim Aufsteigen auf
sein Fahrrad alleinbeteiligt auf die
rechte Seite. Der Rentner erlitt
leichte Verletzungen und wurde
zur weiteren medizinischen Be-
handlung in ein Krankenhaus ge-
bracht. Ein Sachschaden am Fahr-
rad entstand nicht. (p)

Polizeibericht

Wieder Demo am
Fernpass zu

Ferienbeginn
Sperrung sorgt für

Diskussionen im Ostallgäu

Ostallgäu Der Landkreis Ostallgäu
weist auf die erneute Sperrung der
B 179 Fernpassstraße am Samstag,
1. August, hin. Nach Angaben der
Tiroler Behörden ist die Strecke
wegen angemeldeter Versamm-
lungen von 9.45 bis 12 Uhr in bei-
den Richtungen nicht passierbar.
Ebenfalls gesperrt wird in diesem
Zeitraum die Hahntennjochstraße.
Reisenden wird empfohlen, den
Bereich möglichst zu meiden und
Fahrten frühzeitig anzupassen.

Landrat Bernd Stapfner betont
mit Blick auf die vorangegangenen
Sperrungen, dass ein größeres Ver-
kehrschaos im südlichen Ostallgäu
glücklicherweise ausgeblieben sei.
Zugleich übt der Landrat deutliche
Kritik an den Demonstrierenden:
„Das Versammlungsrecht ist ein
hohes Gut. Es sollte aber nicht
missbraucht werden, um regelmä-
ßig zu Ferienzeiten europaweit be-
deutende Verkehrsachsen lahmzu-
legen und dadurch massive Ver-
kehrsbehinderungen in Kauf zu
nehmen. Wer zusätzliche Ver-
kehrsbelastung auslöst, um gegen
Verkehrsbelastung zu demonstrie-
ren, handelt nicht glaubwürdig.“
Protest stoße dort an Grenzen, wo
er gezielt Ausweichverkehre und
Staus provoziere, damit Unbetei-
ligte belaste und so ganze Regio-
nen noch mehr unter Druck setze,
mahnt Stapfner. (pm)
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